
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 16.05.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 043/610-13 SST 

Vorlage: 043/2024/0039 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Bauwesen und Stadtsanierung 
Nierstein 

04.06.2024 2 Öff.    

Stadtrat Nierstein 05.06.2024 5 Öff.    

 
    

 
Stadt Nierstein; Bebauungsplanverfahren "Ober dem Langen Rech, 6. Änderung" Hier: Auf-
stellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Stadtrat beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB den Aufstellungsbeschluss zur Än-

derung des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Ober dem Langen Rech“ mit Bezeich-

nung „Ober dem Langen Rech, 6. Änderung“ im beschleunigten Verfahren nach § 13a 

BauGB. Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan umfasst die in der Anlage 1 

dargestellten Flächen. Ziel ist die Anpassung des Geltungsbereichs an die vorhande-

nen Flurstücke. 

B) Die Verwaltung wird mit dem Vollzug der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 

2 BauGB und der Beteiligung der Behörden sowie den sonstigen Trägern öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beauftragt. 

C) Die Verwaltung wird beauftragt eine Kostenübernahmeerklärung mit dem Vorhaben-

träger zu abzuschließen. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:      

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
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Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordneter  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Gemeinden/Städte haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten.  
 
• Begründung zum Bebauungsplan:  
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll der Geltungsbereich am östlichen Randbe-
reich des Bebauungsplanes an die vorhandenen Flurstücke angepasst werden. 
 
Die Kosten der anstehenden Bebauungsplanänderung trägt der Vorhabenträger, vereinbart 
über eine Kostenübernahmeerklärung.  
 
 • Bauleitplanverfahren: 
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung aufgestellt um innerörtliches Flächenpotenzial für die Siedlungs-
entwicklung heranzuziehen. Damit wird dem Planungsgrundsatz des Vorranges der Innent-
wicklung vor der Außenentwicklung entsprochen und ein Verbrauch von Freiflächen im Au-
ßenbereich vermieden. 
 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 2 BauGB wird im beschleunigten 
Verfahren von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 
2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informa-
tionen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Absatz 1 
BauGB abgesehen. Der betroffenen Öffentlichkeit und den Fachbehörden sowie sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange wird Gelegenheit zur Stellungnahme durch Auslegung über die 
Dauer von einem Monat gegeben.  

 
Anlage:  
1_Übersichtsplan mit Geltungsbereich 
2_Darstellung Anpassungsbereich an den Geltungsbereich 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 


